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Allgemeinverfügung der Behörde für Inneres und Sport über eine Ausnahmegenehmigung 

vom Sonn- und Feiertagsfahrverbot gemäß § 30 Absatz 3 und 4 Straßenverkehrs-Ordnung 

und zum Verzicht auf die Voraussetzung der Unteilbarkeit der Ladung im Erlaubnis- und 

Genehmigungsverfahrens für Großraum- oder Schwertransporte (GST) bis zu einem 

Gewicht von 44 t und zum Samstagsfahrverbot gemäß § 1 Ferienreiseverordnung aufgrund 

des Niedrigwassers 

 

 

Gemäß § 35 Absatz 2 des Hamburgischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) 

vom 09. November 1977, zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. Mai 2025 (HmbGVBl. S. 

338), ergeht folgende Allgemeinverfügung: 

 

Aufgrund der trockenen Wettersituation werden teils extreme Niedrigwasserstände in den 

deutschen Binnenschifffahrtsstraßen verzeichnet. Am Rhein werden die Pegelstände des 

Extremjahres 2018 bereits unterschritten. Die Donau verzeichnet ebenfalls historische 

Tiefstände. Auch an der Elbe wurden außergewöhnlich niedrige Wasserstände erreicht. Die 

Niedrigwassersituation besteht auch heute noch fort. Die Binnenschifffahrt ist hierdurch 

stark beeinträchtigt. Logistikketten, die für die Versorgung der Bürgerinnen und Bürger 

sowie der Wirtschaft notwendig sind, sind betroffen. Eine (teilweise) Verlagerung auf die 

Straße ist unumgänglich.  

 

Um die betroffenen Branchen in ihren Bemühungen zu unterstützen, ihren Aufgaben 

weiterhin bestmöglich nachzukommen und die Versorgung der Bevölkerung und der 

Behörde für Inneres und Sport, Johanniswall 4, D-20095 Hamburg 

 
 
An den Verteiler per E-Mail 

⎯ 
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Wirtschaft sicherzustellen, wird auf Bitten des Bundesministeriums für Verkehr folgende 

Regelung getroffen: 

 

Für die Zeit vom 01.10.2026 bis einschließlich 31.10.2026 wird hiermit eine  

 

Ausnahmegenehmigung gemäß § 46 Absatz 2 Satz 1 der Straßenverkehrs-Ordnung 

(StVO) vom 6. März 2013 (BGBl. I S. 367), zuletzt geändert durch Artikel 4 der 

Verordnung vom 30.Januar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 32) vom Sonn- und 

Feiertagsfahrverbot nach § 30 Absatz 3 und 4 StVO für das Gebiet der Freien und 

Hansestadt Hamburg 

 

und eine 

 

Ausnahmegenehmigung gemäß § 46 Absatz 2 Satz 1 StVO zum Verzicht auf die 

Voraussetzung der Unteilbarkeit der Ladung im Erlaubnis- und 

Genehmigungsverfahrens für Großraum- oder Schwertransporte (GST) bis zu einem 

Gewicht von 44 t (vgl. Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-

Ordnung (VwV-StVO) zu § 29 Abs. 3 StVO, Rn. 87) 

 

sowie eine 

 

Ausnahmegenehmigung gemäß § 4 Absatz 3 Satz 1 der Verordnung zur Erleichterung 

des Ferienreiseverkehrs auf der Straße (Ferienreiseverordnung) vom 13. Mai 1985 

zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 17. Juni2026 (BGBl. 2026 I Nr. 

180) vom Samstagsfahrverbot für das Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg 

 

für die geschäftsmäßigen oder entgeltlichen Beförderungen durch Lastkraftwagen mit einer 

zulässigen Gesamtmasse über 7,5 t sowie mit Anhängern hinter Lastkraftwagen, die 

Ersatzverkehre sind, die aus dem Niedrigwasser resultieren, erteilt. 

 

Diese Ausnahmeregelung gilt auch für Leerfahrten, die im direkten Zusammenhang mit den 

genannten Transporten stehen. 

 

Die vorstehende Ausnahmeregelung vom Sonn- und Feiertagsfahrverbot und des 

Samstagfahrverbots gilt auch für Großraum- und Schwertransporte. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage 

vor dem Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg schriftlich 

oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. 

Hinweis: Die Klage kann auch in elektronischer Form (§ 55a Verwaltungsgerichtsordnung 

in Verbindung mit der jeweils aktuellen Fassung der Verordnung über die technischen 

Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 

elektronische Behördenpostfach, ERVV) erhoben werden. Die insoweit zu beachtenden 

besonderen technischen Anforderungen sind unter http://justiz.hamburg.de/erv-hamburg   

dargestellt. 
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